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Der Bundesminister 

für Wirtschaft und Finanzen Bonn, den 17. August 1972 

F/ II A 1 - H 1322-30/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsplan 1972 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, 
Dr. Althammer und Genossen 
- Drucksache VI/3695 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, Dr. Alt- 
hammer und Genossen beantworte ich namens der Bundes- 
regierung wie folgt: 


1. Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat 
erklärt, daß es bei den von der Bundesregierung beschlossenen 
Kürzungen des Bundeshaushalts 1972 von 2,5 Milliarden DM 
gegenüber dem Haushaltsentwurf verbleibe. Sein Amts Vor- 
gänger hat im Haushaltsausschuß nur konkrete Kürzungsvor- 
schläge von 1,3 Milliarden DM vorgelegt. Die fehlenden 1,2 
Milliarden DM sind bisher nicht aufgeschlüsselt. Nach den 
Ankündigungen des früheren Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen sollte das Kabinett darüber im August eine Ent- 
scheidung treffen. 

Bis wann werden die zusätzlichen konkreten Kürzungsvor- 
schläge über 1,2 Milliarden DM von der Bundesregierung dem 
Haushaltsausschuß vorgelegt? 

Die Bundesregierung hat dem Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages bereits mit Vorlage vom 13. Juni 1972 vor- 
geschlagen, daß es bei der globalen Minderausgabe von 1,2 Mrd. 
DM im Einzelplan 60 verbleiben soll. Die Bundesregierung hat 
durch Bewirtschaftungsmaßnahmen dafür gesorgt, daß diese 
Minderausgabe im Haushaltsjahr 1972 tatsächlich erzielt wird. 


2. Selbst bei einer Kürzung von 2,5 Milliarden DM werden von 
der Bundesregierung als unvermeidbar bezeichnete Mehraus- 
gaben gegenüber dem bisherigen Haushaltsentwurf von rund 
1,3 Milliarden DM erwartet (Verteidigung 500 Millionen DM, 
Ausbildungsförderung 400 Millionen DM, sonstige Ausgaben 
400 Millionen DM). Darüber hinaus sind in der Kabinettvorlage 
des früheren Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 
18. Mai 1972 noch zusätzliche Haushaltsrisiken infolge der 
katastrophalen Ertragslage der Deutschen Bundesbahn von 
3,2 Milliarden DM aufgeführt. 
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Nach Artikel 110 des Grundgesetzes und § 11 der Bundeshaus- 
haltsordnung müssen „alle im Haushaltsjahr voraussichtlich zu 
leistenden Ausgaben" des Bundes, in den Haushaltsplan auf- 
genommen werden. Die Koalitionsfraktionen im Bundestag 
haben es indessen bisher abgelehnt, die mit Sicherheit zu er- 
wartenden Mehrausgaben (mindestens 1,3 Milliarden DM) in 
den Haushaltsplan 1972 einzustellen. 

2.1. Ist es nach Meinung der Bundesregierung verfassungs- und 
haushaltsrechtlich zulässig, die zu erwartenden Mehrausgaben 
gegenüber dem bisherigen Haushaltsentwurf 1972 nicht in den 
Haushaltsplan einzustellen? 


Der Entwurf des Haushaltsplans 1972 wurde bereits am 19. Ok- 
tober 1971 beim Deutschen Bundestag eingebracht, damit ist 
die Sachherrschaft übergegangen, so daß die Bundesregierung 
nicht berechtigt ist, „zu erwartende Mehrausgaben gegenüber 
dem bisherigen Haushaltsentwurf 1972 in den Haushaltsplan 
einzustellen". 


Die Bundesregierung wird den Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages von allen zwischenzeitlich eingetretenen 
Änderungen gegenüber dem Entwurf 1972 (Stand: 13. April 
1972) so rechtzeitig unterrichten, daß der Haushaltsausschuß sie 
bei den weiteren Beratungen berücksichtigen kann. 


2.2. Hält die Bundesregierung es für zutreffend, noch von einer 
Kürzung des Bundeshaushalts 1972 zu sprechen, wenn die kon- 
kret vorgeschlagenen Kürzungen durch unvermeidbare Mehr- 
ausgaben aufgezehrt werden, über 1,2 Milliarden DM ledig- 
lich eine Pauschalkürzung vorgesehen ist und außerdem Haus- 
haltsrisiken in Milliardenhöhe bestehen? 


Die Bundesregierung hat im Schreiben vom 13. Juni 1972 an den 
Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages ins einzelne gehende Ausgabekürzungen vorgeschlagen, 
die es ermöglichen, das Haushaltsvolumen um 1,3 Mrd. DM zu 
verringern. 

Die unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehrausgaben 
stehen in keinem Zusammenhang mit den Kürzungsvorschlägen. 
Sie werden voll durch Steuermehreinnahmen gedeckt. Die Net- 
to-Kreditaufnahme wird unter 6 Mrd. DM liegen. 


2.3. Stimmt die Bundesregierung damit überein, daß selbst nach 
Verwirklichung der bisher vorgeschlagenen Ausgabenkür- 
zungen um 1,3 Milliarden DM die Gesamtausgaben des Bundes 
in 1972 (ohne Schattenhaushalte) über 110 Milliarden DM be- 
tragen und damit höher sein werden, als nach der Beschluß- 
fassung des Haushaltsausschusses vor Beginn der zweiten 
Lesung des Bundeshaushalts vorgesehen war, falls die Pau- 
schalkürzung der Bundesausgaben von 1,2 Milliarden DM nicht 
verwirklicht werden kann? 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 

Nach den gegenwärtigen Erkenntnissen ist damit zu rechnen, 
daß die Ausgaben des Bundes im Jahr 1972 unter 109 Mrd. DM 
liegen werden. 
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2.4. Hält die Bundesregierung es für konjunktur gerecht, wenn die 
geplanten Kürzungen der Kreditaufnahme des Bundes von 
7,3 Milliarden DM um 1,3 Milliarden DM im wesentlichen nur 
durch Einsatz einer inflationsbedingten Steuermehreinnahme 
in entsprechender Höhe finanziert würde? 


Ein Zusammenhang zwischen der von der Bundesregierung im 
Schreiben vom 13. Juni 1972 an den Vorsitzenden des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundestages vorgeschlagenen 
Ausgaben Verminderung um 1,3 Mrd. DM und den zu erwarten- 
den Steuermehreinnahmen ist nicht gegeben. 

Die Ausgabenverminderung führt vielmehr zu einer Verrin- 
gerung der Nettoneuverschuldung auf unter 6 Mrd. DM. Mit 
ihrem Vorschlag hat die Bundesregierung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung Rechnung getragen. 


2.5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Steuermehrein- 
nahmen des Bundes für 1972 gegenüber dem bisherigen Haus- 
haltsentwurf 

a) insgesamt, 

b) für die einzelnen Steuerarten? 

Die Bundesregierung rechnet auf Grund der Einnahmeentwick- 
lung bei den Steuern im ersten Halbjahr 1972 mit Mehreinnah- 
men gegenüber der bisherigen Schätzung. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzung" wird sich Ende August 1972 
im einzelnen damit befassen, in welcher Höhe und bei welchen 
Steuerarten Mehreinnahmen zu erwarten sind. Das Ergebnis 
des Arbeitskreises bleibt abzuwarten. 


3. Zusätzlich zu den formellen, in den Gesamtzahlen des Haus- 
halts erfaßten Bundesausgaben werden erhebliche Beträge 
in den sogenannten Schattenhaushalten durch zusätzliche Kre- 
ditaufnahmen und Münzgewinne nebenher finanziert (Tilgung 
der Zuschüsse an die Rentenversicherungsträger von 1 Milli- 
arde DM, Darlehen Rentenversicherung an Knappschaft 0,2 
Milliarden DM, Schuldbuchforderung Ruhrkohle AG - Bundes- 
anteil - 0,7 Milliarden DM, Öffa-Finanzierung von Straßen- 
und Wasserstraßenbauvorhaben 0,6 Milliarden DM, Kranken- 
hausfinanzierung 0,7 Milliarden DM, Bildungsanleihe 0,7 Milli- 
arden DM, Olympiafinanzierung durch nicht betragsmäßig 
veranschlagte Münzgewinne u. a.). 

Werden diese Kreditaufnahmen und zusätzlichen Münzgewinne, 
was allein richtig ist, den offiziell ausgewiesenen Verschul- 
denszahlen hinzugerechnet, erhöht sich die Nettoneuverschul- 
dung des Bundes (einschließlich der Geldschöpfung durch Münz- 
gewinn) im Jahre 1972 auf bis zu 12 Milliarden DM oder mehr. 
Länder und Gemeinden zusammen haben eine Nettokreditauf- 
nahme für 1972 in fast gleicher Höhe veranschlagt. Damit 
ergibt sich für die öffentliche Hand insgesamt für 1972 eine 
Nettokreditaufnahme von 22 bis 24 Milliarden DM. 

3.1. Hält die Bundesregierung die ursprünglich auch von ihr geteilte 
Auffassung der Bundesbank, daß für 1972 eine Nettoverschul- 
dung der Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden in 
Höhe von höchstens gut 12 Milliarden DM noch konjunktur- 
gerecht und inflationsneutral sei, für nicht mehr zutreffend? 

3.2. Wenn ja, in welcher Höhe können sich die öffentlichen Hände 
nach Auffassung der Bundesregierung in 1972 verschulden, 
ohne daß dadurch die Inflation weiter gefördert wird? 


Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit den - gemein- 
sam mit den Ländern und Kommunalen Spitzenverbänden erar- 
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beiteten - Empfehlungen des Finanzplanungsrats und des Kon- 
junkturrats für die öffentliche Hand vom 28. Juni 1972 der An- 
sicht, daß die Nettokreditaufnahme der Gebietskörperschaften 
in 1972 auf rund 16 Mrd. DM vermindert werden sollte, um den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung zu tragen. Sie 
hat daher dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses mit 
Schreiben vom 13. Juni 1972 eine Reduzierung der Nettokredit- 
aufnahme des Bundes auf 6 Mrd. DM vorgeschlagen. 

Im ersten Halbjahr 1972 betrug die Nettokreditaufnahme der 
Gebietskörperschaften etwa 8V2 Mrd. DM. Für das Gesamtjahr 
1972 kann damit gerechnet werden, daß die Nettokreditauf- 
nahme der Gebietskörperschaften 16 Mrd. DM nicht überschrei- 
ten wird. Diese Nettokreditaufnahme ist angesichts der Ent- 
wicklung des Bruttosozialprodukts im Jahre 1972 gesamtwirt- 
schaftlich vertretbar. 


In Vertretung 

Hermsdorf 
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